
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

Dr. Martin Schwanholz 
Mitglied des Deutschen Bundestages 

 
 
 
 
 
 
 
 

DOKUMENTATION 
2005-2007  

 
 
 

Meine Arbeit im Deutschen Bundestag 
 
 



 Dokumentation  

 

DR. MARTIN SCHWANHOLZ, MDB 1
 

 

 

 

Vorwort 
 

Liebe Genossinnen und Genossen! 

 

Ich lege euch heute meinen Rechen-

schaftsbericht vor. Ich schreibe ihn 

unter ganz anderen Umständen, als 

dies bei den Dokumentationen der 

letzten Wahlperiod e der Fall war: 

Statt Gerhard Schröder sitzt heute 

Angela Merkel im Bundeskanzleramt. 

Wir schlagen uns in Berlin zwar wei-

terhin mit der Union herum, nur 

diesmal leider unter verkehrten Vor-

zeichen: nämlich als kleinerer Koaliti-

onspartner.  

 

Ich sage es offen: Ich bin kein Freund 

dieser Vernunftehe. Ich schlucke un-

gern die Kröten, die uns die Union 

serviert. Andererseits ist mir ange-

sichts mangelnder Alternativen be-

wusst, dass der Gang in die Große 

Koalition der einzige vernünftige Weg 

war, den die SPD einschlagen konnte. 

Denn wir wollten und wollen unserer 

Verantwortung für Deutschland ge-

recht werden und nicht Konservativen 

und Neo-Liberalen das Feld überlas-

sen. Natürlich: Wir hätten auch popu-

listisch die Oppositionsbank drücken 

können, wie dies die PDS/Linke so 

gern tut. 

 

 

Ich muss mir aber nur die Vorschläge 

anhören, die aus den Reihen der Uni-

on ein ums andere Mal vorgetragen 

werden, und ich weiß, dass die SPD 

im Herbst 2005 die ri chtige Entschei-

dung getroffen hat:  Ohne uns sähe 

ich – im wahrsten Sinne des Wortes – 

schwarz für Deutschland.  

 

Liebe Genossinnen und Genossen, es 

gibt eine Sache, die sich unter den 

Vorzeichen der Großen Koalition nicht 

verändert hat: Mein Engagement für 

die Menschen im Wahlkreis 39 und – 

seit der Bundestagswahl – auch in 

meinem Betreuungswahlkreis 38. Wo 

ich unterstützen, vortasten, helfen 

kann, da tue ich dies: bei einzelnen 

Bürgerinnen und Bürgern, Vereinen, 

Verbänden, Unternehmerinnen und 

Unternehmern und den verschiedens-

ten Organisationen. Ich tue es gern 

und mit Leidenschaft. Wenn eine Ku-

banerin nach Jahren endlich zu ihrem 

Mann nach Deutschland ziehen kann, 

wenn ich einem Jugendlichen einen 

Ausbildungsplatz vermitteln und für 

ein soziales Projek t die Aufstockung 

von Haushaltsmitteln erreichen konn-

te, dann weiß ich, dass sich die Arbeit 

lohnt. 

 

Herzliche Grüße 

Euer 
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Bundestagswahl 2005 
 

Am 18. September 2005 konnten wir 

im Bundestagswahlkreis 39 ein wirk-

lich erstklassiges Er gebnis einfahren: 

Mit 44,1 % bei den Erststimmen  ha-

ben wir die CDU und deren Kandida-

ten klar auf den zweiten Platz verwie-

sen. In der Stadt Osnabrück erreichte 

die CDU bei den Zweitstimmen mit 

nur 32,4 % sogar ihr schlechtestes 

Ergebnis seit 1949. 

 

 

 
 

 

Viele Menschen haben mir auf dem 

Weg zum zweiten Direktmandat in 

Folge geholfen. Liebe Genossinnen 

und Genossen, die ihr unermüdlich für 

die SPD gekämpft habt: Wir können 

stolz sein auf das Erreichte! Euer En-

gagement ist mein Auftrag in Berlin: 

nämlich die Interessen von Stadt und 

Landkreis mit Nachdruck zu vertreten 

und der Osnabrücker Region immer 

und überall Gehör zu verschaffen. 

 

 

 
 

 

 

Betreuungswahlkreis 
 

Ich betreue seit der neuen Legislatur-

periode neben meinem Wahlkreis 

"Stadt Osnabrück" mit Beschluss des 

Bezirksvorstandes Weser-Ems auch 

offiziell den Wahl kreis "Osnabrück 

Land". Damit hat sich die Anzahl der 

Bürgerinnen und Bürger, die ich in 

Berlin vertrete, verdoppelt; die Anzahl 

der SPD-Ortsvereine hat sich gar ver-

dreifacht.  

 

Diese neue Situation zwingt mich, 

meine zeitlich beschränkten Möglich-

keiten effektiv zu nutzen. Bei fast 70 

Ortsvereinen und unseren zahlreichen 

Arbeitsgemeinschaf ten in Stadt und 

Landkreis, den Sitzungswochen in 

Berlin sowie den viel fältigen außerpar-

teilichen Verpflichtungen ist es mir 

schlichtweg nicht möglich, jeder Ein-

ladung zu folgen. Ich bedauere dies 

sehr. 
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Bericht aus Berlin 
 

In Absprache mit unseren Unterbe-

zirks- bzw. Kreisv erbandsvorsitzenden 

biete ich deshalb al s Alternative regel-

mäßig meine Ver-

anstaltung "Bericht 

aus Berlin" für alle 

Ortsvereins- und AG-

Vorsitzenden sowie 

den Unterbezirks- 

und Kreisverbands-

vorstand an. Ebenfalls veranstalte ich 

regelmäßige parteiöffentliche Diskus-

sions- und Informationsveranstaltun-

gen, zu denen alle Genossinnen und 

Genossen in Stadt und Landkreis ein-

geladen sind. Auf den folgenden Sei-

ten berichte ich ausführlicher darüber. 

 

Darüber hinaus biete ich in diesem 

Jahr vier Regionalkonferenzen  in 

Melle, Bramsche, im Süd- sowie im 

Nordkreis an. Dort haben wir weitere 

Gelegenheit, aktuelle  bundespolitische 

Themen zu besprechen. 

 

Ich bin mir sicher, dass wir nach der 

nächsten Bundestags wahl wieder eine 

Vertreterin bzw. einen Vertreter aus 

dem Osnabrücker Land im Deutschen 

Bundestag haben werden.  

 

 

 

 

Meine Homepage 
 

Auf meiner Homepage unter 

http://www.martin-schwanholz.de/  

könnt ihr euch jederzeit und tagesak-

tuell informieren. Meine Presseerklä-

rungen findet ihr dort ebenso wie In-

formationsbroschüren, Berichte und 

Dokumente über meine Arbeit in den 

Ausschüssen und Arbeitsgruppen des 

Deutschen Bundestages. In meinem 

Fotoalbum findet ihr vielleicht sogar 

ein Bild von euch wieder! 

 

Nachrichten aus Berlin 

 

Exklusiv für interessierte Genossinnen 

und Genossen verschicke ich zum En-

de jeder Berliner Sitzungswoche die 

"Nachrichten aus Berlin". Dort infor-

miere ich euch ohne den Umweg über 

die Presse direkt 

über politische Er-

eignisse, gesetz-

geberische Maß-

nahmen und Vor-

haben der SPD-

Bundestagsfraktion, 

der Bundesregie-

rung und des Deutschen Bundestages. 

Ihr habt die Möglichkeit, weiterfüh-

rende Hintergrundinformationen und 

Unterlagen zu den Themen bei mir zu 

bestellen. Jeder kann sich in den Ver-

teiler aufnehmen lassen, eine E-Mail 

oder ein Anruf genügt. 
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Politischer  

Frühschoppen  
 

Politik lebt vom Dialog und vom direk-

ten Gespräch. Seit Jahrzehnten gibt 

es deshalb bei uns in Osnabrück den 

Politischen Frühschoppen in der tradi-

tionsreichen Gaststätte "Olle Use".  

 

Ich führe diese Tradition seit meiner 

Direktwahl in den Bundestag 2002 

sehr gern weiter und treffe mich seit-

dem an jedem zweiten Sonntag im 

Monat um 10 Uhr mit einer Gruppe in-

teressierter Bürgerinnen und Bürger, 

um über aktuelle bundespolitische 

Themen zu sprechen. Immer bleibt 

am Rande auch Zeit für ein persönli-

ches Gespräch. 

 

Jede und jeder, der interessiert ist, ist 

herzlich willkommen, am direkten 

Meinungsaustausch teilzunehmen! 

 

 

Osnabrücker Wirt-

schaftsgespräche 
 

Um den Kontakt zu den kleinen und 

mittelständischen Unternehmen der 

Region Osnabrück zu halten, zu ver-

stetigen und zu vertiefen, habe ich ei-

nen lockeren Wirtschaftskreis gegrün-

det. Ich veranstalte in regelmäßigen 

Abständen die "Osnabrücker Wirt-

schaftsgespräche" mit dieser Gruppe 

jüngerer Entscheidungsträger aus der 

lokalen und regionalen Wirtschaft.  

 

Häufig haben wir Experten aus Politik 

und Wirtschaft geladen und diskutie-

ren aktuelle politische Themen – wie 

zum Beispiel die Ausbildungsplatzsitu-

ation in der Region. Gerade über die-

sen direkten Draht zu den Unterneh-

men ist es mir möglich, die Lage der 

regionalen Wirtsch aft einzuschätzen 

und für meine politische Arbeit zu 

nutzen. 

 

 

Forum Wirtschaft & 

Gesellschaft der FES 

 

Zusammen mit der Friedrich-Ebert-

Stiftung Niedersachsen führe ich re-

gelmäßig im Rahmen des Forums 

"Wirtschaft und Gesellschaft" Podi-

umsdiskussionen zu aktuellen politi-

schen Themen durch.  In dieser Legis-

laturperiode waren bereits Bundes-

umweltminister Sigmar Gabriel, SPD-

Generalsekretär Hubertus Heil und die 

gesundheitspolitische Sprecherin der 

SPD-Bundestagsfraktion, Dr. Carola 

Reimann, in Osnabrück. Weitere Ver-

anstaltungen sind in Planung. 
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Politik mit Menschen, 

Politik für Menschen 

 

"Die Abgeordneten des Deutschen 

Bundestages […] si nd Vertreter des 

ganzen Volkes." So steht es im 

Grundgesetz. Aber was macht ein 

"Volksvertreter" ei gentlich, um diese 

Aufgabe zu erfüllen? 

 

 
 

Zum einen sind da die Fragen, Bitten 

und Anliegen der Bürgerinnen und 

Bürger aus meinem Wahlkreis, die 

mich täglich erreichen. Die persönli-

chen Belange und Sorgen Einzelner 

könnten unterschiedlicher nicht sein: 

Fragen der Anerkennung zahntechni-

scher Leistungen eines Fremdlabors, 

zur Verbesserung der Situation für 

Rollstuhlfahrer am Hauptbahnhof oder 

zur Bekämpfung von Zwangsverheira-

tungen werden an mich gerichtet. Ich 

kümmere mich um jede Anfrage, die 

mich erreicht, und helfe, wo ich kann.  

 

Manchmal sind es nur Informationen, 

die gebraucht werden. Manchmal 

reicht schon ein Telefonat mit dem 

zuständigen Amt, einem Firmenchef 

oder mit einer Botschaft. Manchmal 

erfordern diese Anliegen aber auch 

Hartnäckigkeit und Geduld und mün-

den in zähen Schriftwechseln mit Be-

hörden und Ministerien.  

 

Eine andere Seite meiner Arbeit findet 

in den fachspezifischen Gremien statt, 

in denen ich Mitglied bin.  

 

 
Mitgliedschaft in Gremien in 

Fraktion und Partei: 
 

�x Ausschuss für Angelegenheiten der 
Europäischen Union 

�x Ausschuss für Wirtschaft und  
Technologie 

�x AG Welt- und Außenwirtschaft  
�x AG Grünbuch Arbeitsrecht 
�x AK Europäische Strategie für 

Wachstum & Beschäftigung (Lissa-
bon-Strategie) 

�x AG "Existenzsichernde Löhne"  
�x Europapolitische Kommission beim 

SPD-Parteivorstand 
�x Gesprächskreis " Gewerkschaften" 
�x Forum "Europa" des Bezirks Weser-

Ems 
 
 

 

Ein Großteil meiner Arbeit im Bundes-

tag betrifft europäische Politik. Seit 

2002 bin ich Mitglied im EU-Ausschuss 

und dort Berichterstatter der SPD-

Fraktion für Europäische Beschäfti-

gungspolitik, für Wettbewerb und 

Staatliche Beihilfen und für den 

Verbraucherschutz. Hier wirke ich 

meinungsbildend für die SPD-Bun-

destagsfraktion und bewerte die Vor-
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lagen aus Brüssel und Berlin zu diesen 

Themen. 

 

 
 

Ich erarbeite Anträge und Stellung-

nahmen für die Fraktion oder berate 

Gesetzentwürfe mit, z.B. den Antrag 

"Das Nationale Reformprogramm 

Deutschland und die Lissabon-

Strategie weiterführen – Wirtschafts-

wachstum und Beschäftigungspolitik 

zum Erfolg führen" oder die Stellung-

nahme zum Grünbuch der Europäi-

schen Kommission "Ein modernes Ar-

beitsrecht für die Herausforderungen 

des 21. Jahrhunderts".  

 

Europapolitik steht selten im Zentrum 

der Aufmerksamkeit. Im Gegenteil, 

sie wird meist sträflich unterschätzt. 

Heute wird in Brüssel und Straßburg 

ein wesentlicher Teil unserer Gesetz-

gebung vorgezeichnet, hier werden 

immer öfter politische Weichen auch 

für die deutsche Politik gestellt. Unse-

re Europapolitikerinnen und Europa-

politiker übernehmen dabei die wich-

tige Funktion eines Frühwarnsystems. 

Die EU-Dienstleistungsrichtlinie hat 

gezeigt, wie entscheidend das ist – 

aber auch dass es sich lohnt, frühzei-

tig auf EU-Initiativen Einfluss zu neh-

men und für unsere Anliegen zu 

kämpfen. 

 

Neben meiner europapolitischen Gre-

mienarbeit für den Deutschen Bun-

destag bin ich auch aktiv beteiligt an 

der Gestaltung des Neuen Grundsatz-

programms der SPD in diesem Politik-

bereich. Welche Herausforderungen 

werden auf europäischer Ebene in den 

kommenden Jahrzehnten auf uns zu 

kommen? Und wie können wir ihnen 

als SPD begegnen? Wo müssen und 

können wir handeln und gestalten? 

 

 

 

Diese und weitere Fragen bedürfen 

langfristiger Antworten, an denen wir 

im Parteivorstand arbeiten. 

 

Neben der Europapo litik als meinem 

speziellen Fachgebiet  stehen die wich-

tigen Reformvorhaben der Großen 

Koalition und der SPD für mich an  

oberster Stelle in Berlin. Dies sind 

Themen, die uns in Deutschland be-

wegen, es sind Herausforderungen, 

die uns auf Jahre beschäftigen wer-
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den, die wir aber jetzt annehmen 

müssen, um nicht von zukünftigen 

Entwicklungen überrascht zu werden.  

 

Politischen Entscheidungen wohnt 

nämlich häufig ein Strukturproblem 

inne: die Tendenz, die Gegenwart zu 

bevorzugen und die Zukunft zu ver-

nachlässigen. Wir dürfen aber die Au-

gen vor der Zukunft nicht verschlie-

ßen. Vor allem kommt es darauf an, 

die Bedürfnisse der heutigen Genera-

tionen mit den Lebenschancen künfti-

ger Generationen in Einklang zu brin-

gen.  

 

So ist die Thematik der Existenzsi-

chernden Einkommen weit mehr als 

eine Forderung nach Mindestlöhnen. 

Im Grundsatz geht es darum, wie wir 

als Bundestagsabgeordnete dafür sor-

gen können, dass die Unternehmen 

ihre Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer angemessen entlohnen. Dies 

ist eine Richtungsentscheidung, die 

insbesondere den Bereich der im 

Grundgesetz verankerten Tarifauto-

nomie betrifft. 

 

Bei Fragen der zukünftigen Energiepo-

litik und des Klimaschutzes sowie der 

Sicherung unserer Sozialversiche-

rungssysteme wird die Langfristigkeit 

der Entscheidungen, die wir in Berlin 

treffen, besonders deutlich: Was wir 

heute tun oder nicht tun, wird nämlich 

ganz entscheidend das Leben unserer 

Kinder und Enkel beeinflussen.  

 

Ein ganz anderer, allerdings nicht 

minder wichtiger Aspekt meiner tägli-

chen Arbeit besteht darin, die Interes-

sen der Städte und Gemeinden, der 

örtlichen Institutionen und Organisati-

onen in der Region Osnabrück wo es 

geht zu unterstützen. So kann ich u.a. 

Kontakte herstellen zwischen den 

Verantwortlichen vor Ort und denen in 

Berlin, aus denen sich Beziehungen 

entfalten, die der Re gion nutzen. Oder 

ich bitte z.B. einen Bundesminister zu 

einem Besuch, um sich vor Ort ein 

Bild von der Lage zu machen und ihn 

mit den Akteuren zusammen zu brin-

gen.  

 

Im Folgenden beschreibe ich exem-

plarisch die hier sk izzierten verschie-

denen Bereiche meines politischen All-

tags. Ich hoffe, dass ihr durch die 

ausgewählten Beispiele einen Einblick 

in meine Arbeit im Deutschen Bundes-

tag erlangt und dass ich ein wenig 

Licht auf die Frage, "was ein 'Volks-

vertreter' eigentli ch macht", werfen 

kann. 
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Soziales Europa –  

Gerechte Welt 
 

Die Globalisierung 

und die damit zusam-

menhängenden Verän-

derungen in der Welt-

wirtschaft haben weit 

reichende Konsequen-

zen für die Politik. 

Zwei Trends sind da-

bei besonders zu 

beobachten: Zum ei-

nen sind mit den 

großen aufstrebenden 

Schwellenländern neue 

globale Akteure ent-

standen, die bereits 

heute die bestehen-

den Kräfteverhältnis-

se verändern. Zum 

anderen kann eine 

Vielzahl von Politik-

feldern heute nicht 

länger auf der Ebene von National-

staaten gesteuert werden.  

 

Die zunehmende Verflechtung und 

gegenseitige Abhängigkeit der Welt-

wirtschaft aufgrund von offeneren Gü-

ter-, Dienstleistungs-, Kapital- und Fi-

nanzmärkten erfordert in immer stär-

kerem Maße die Einführung von all-

gemeingültigen Arbeits-, Sozial- und 

Umweltstandards un d Standards für 

Investitionen und Innovationen. Es 

gilt, den weltweiten Unterbietungs-

wettlauf zu Lasten der Arbeitsbedin-

gungen und der Umwelt zu stoppen.  

 

Dieses Ziel prägt meine Arbeit in Ber-

lin. Deshalb bin ich – als überzeugter 

Europäer und als Wirtschaftswissen-

schaftler – Mitglied in denjenigen 

Gremien in Berlin, die meines Erach-

tens am besten geeignet sind, den 

globalen Herausforderungen zu be-

gegnen.  

 

Im ersten Halbjahr 2007, in dem 

Deutschland die EU-Ratspräsident-

schaft und die G8-P räsidentschaft in-

nehat, wird der Zusammenhang zwi-

schen den welt-

weiten Wirtschafts-

verflechtungen und 

den sich daraus 

ergebenden Konse-

quenzen besonders 

deutlich. Denn nur 

eingebunden in die 

Staatengemeinschaft 

können wir handeln.  

 

Die Frage der globa-

len Gerechtigkeit 

gehört dabei ins 

Zentrum der De-

batte. Wir müssen 

uns dringend mit 

Fragen des weltweiten Zugangs zu 
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und der Verteilung von Ressourcen, 

mit Armut und zunehmender Un-

gleichheit auseinandersetzen. Sonst 

werden wir uns den Vorwurf gefallen 

lassen müssen, dass wir Europa und 

die Welt so lange im Blick hatten, so 

lange sich unser Wohlstand stetig 

mehrte, dass aber heute angesichts 

hoher Arbeitslosigkeit, knapper Kas-

sen und unter Druck geratener Sozial-

systeme der Rest der Welt – Osteuro-

pa und Indien zum Beispiel – in erster 

Linie als bedrohlic her Wettbewerber 

erscheint. 

 

 

 

"Kräfte bündeln für 

 ein soziales Europa" 

 

Unter diesem Motto hat das Bundes-

ministerium für Arbeit und Soziales 

Anfang Februar 2007 eine hochrangig 

besetzte Konferenz in Nürnberg ver-

anstaltet, zu der Experten, Politiker 

und Gäste aus ganz Europa angereist 

waren. Auf Einladung von Franz Mün-

tefering nahm ich als Vertreter der 

SPD-Bundstagsfraktion daran teil.  

 

Die Fragen zum sozialen Europa, die 

wir dort diskutiert haben, sind nicht 

neu. Aber sie sind nach wie vor nicht 

befriedigend beantwortet: Wie können 

wir mehr Ältere und mehr Jüngere in 

Beschäftigung bringen bzw. halten? 

Wie soll das Gleich gewicht von Flexibi-

lität und sozialer Absicherung gestal-

tet werden? Wie erreichen wir, dass 

Männer und Frauen auf dem Arbeits-

markt fair und gleich behandelt wer-

den, auch was di e Löhne betrifft? 

 

Das Sagen in diesen Fragen haben zu 

allererst wir, Deutschland und die an-

deren EU-Staaten. 

Wir müssen unsere 

sozial- und be-

schäftigungspoliti-

schen Hausaufga-

ben machen. Dass 

wir dennoch auf 

europäischer Ebe-

ne enger koop-

erieren müssen, 

das erfordert der 

Binnenmarkt, noch 

stärker aber die 

Globalisierung.  

 

 

Grünbuch Arbeitsrecht 

 

Die EU-Kommission hat Ende 2006 ein 

so genanntes Grünbuch zum Arbeits-

recht vorgelegt. "Grünbuch" ist ein 

typischer Begriff der Brüsseler Polit-

sprache. Dabei handelt es sich um ein 

Papier zu einem bestimmten Thema, 

NOZ 27.12.06 – S. 33
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das Probleme aufzeigt und eine Kon-

sultation einleitet, ohne schon konkre-

te Gesetzgebungsvorschläge zu ma-

chen.  

 

An der Konsultation zum Arbeitsrecht 

hat sich die SPD-Fraktion mit einer ei-

genen Stellung-

nahme beteiligt. 

Als zuständigem 

Berichterstatter 

und Mitverfasser 

der Stellungnah-

me geht es mir 

und den Kollegin-

nen und Kollegen 

darum, frühzeitig 

Versuche aus 

Brüssel und aus 

der Union abzu-

wehren, unser Ar-

beitsrecht unter 

Hinweis auf Staaten wie Dänemark 

weiter zu flexibilisieren.  

 

Mit der SPD wird es keine weitere Lo-

ckerung des Kündigungsschutzes ge-

ben. Für uns ist das oberste Ziel des 

Arbeitsrechts der Schutz der Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer durch 

Arbeitsgesetze, Tarifverträge und Mit-

bestimmung. Größere Flexibilität am 

Arbeitsmarkt muss immer einherge-

hen mit angemessenen Arbeitnehmer-

rechten und darf nicht zu einer Redu-

zierung des sozialen Schutzes führen. 

Die zentrale Frage ist für uns daher, 

wie wir den sozialen Schutz von Be-

schäftigten in unsicheren Arbeitsver-

hältnissen erhöhen können. 

 

Die Stellungnahme der SPD-Bundes-

tagsfraktion haben wir noch im März 

an die Kommission gesandt. Die Bun-

desregierung folgte mit ihrer Position 

erst Mitte April 2007. 

 

 

Europäischer 

Globalisierungsfonds 

 

Die genaue Bezeichnung lautet "Ver-

ordnung zur Einrichtung eines Europä-

ischen Fonds für die Anpassung an  

die Globalisierung". 

Damit will Europa 

Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer 

unterstützen, die 

als Folge der 

Globalisierung ihre 

Jobs verlieren. 

Das Anliegen ist 

richtig und es ist 

mehr als über-

fällig, dass die EU-

Kommission er-

kennt, dass es 

auch Verlierer der 

Globalisierung gibt, 

die wir nicht im 

Regen stehen las-

sen dürfen.  
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Leider ist der neue Fonds wenig mehr 

als Symbolpolitik, ein Tropfen auf den 

heißen Stein. Denn EU-weit stehen pro 

Jahr nur 500 Mio. 

Euro zur Verfü-

gung - zum Ver-

gleich: die Struk-

turfonds machen 

im Jahr über 40 

Mrd. Euro aus. Au-

ßerdem können 

nur in ganz spe-

ziellen Fällen  

Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer 

tatsächlich geför-

dert werden. Statt 

neuer Fonds, die 

nur wenigen im Ein- 
 

zelfall helfen, ist es aus meiner Sicht 

wichtiger, den sozi alen Unterbietungs-

wettbewerb in Europa zu beenden und 

Maßnahmen gegen Lohn- und Steuer-

dumping zu ergreifen. Das habe ich 

als Berichterstatter für die SPD-

Fraktion in einem Antrag zum Globali-

sierungsfonds und in meiner Rede im 

Bundestag deutlich gemacht. 

 

 

Auszug aus meiner Rede als Be-
richterstatter des EU-Ausschusses 
vom 30. November 2006 zu der 
Unterrichtung durch die Bundes-
regierung "Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Ein-
richtung des Europäischen Fonds 

für die Anpassung an die Globali-
sierung" im Deutschen Bundestag 
 
"Die Soziale Marktwirtschaft europäi-
scher Prägung muss sich gegenüber 
anderen Wirtschaftsmodellen in Asien 
und Amerika stärker durchsetzen. […] 
Europa muss ein aktiver Gestalter der 
Globalisierung sein." Das hat vorges-
tern nicht einer meiner Parteifreunde 
gesagt, sondern Edmund Stoiber in 
seiner Rede vor dem CDU-Parteitag in 
Dresden.  
Ich stimme Herrn Stoiber da voll und 
ganz zu. Die SPD fordert seit langem, 
dass wir in Europa endlich damit an-
fangen, unser Sozialmodell als Stand-
ortvorteil zu begreifen und nicht als 
Wettbewerbshindernis.  
Wir Sozialdemokraten sagen zudem: 
Europa muss Globalisierung sozial 
gestalten. Das große Erfolgsprojekt 
Binnenmarkt wird auf Dauer nicht 
funktionieren ohne faire Rahmenbe-
dingungen und ohne europäische 
Antworten auf die negativen Folgen 
von Globalisierung. 
 

 
 
Die SPD findet es richtig und überfäl-
lig, dass nun auch in Brüssel die Er-
kenntnis gereift ist, dass Globalisie-
rung Gewinner und Verlierer hat. Glo-
balisierung führt nicht automatisch 
und überall zu mehr Jobs und zu bes-
seren Arbeits- und Lebensbedingun-
gen für jeden. Es wi rd nicht reichen, 
den Binnenmarkt zu vollenden. Wir 
müssen die Europäische Union endlich 
als sozialen Raum entwickeln. Aus 

NOZ 23.03.07 – S. 28 
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diesem Grund haben wir uns dafür 
stark gemacht, dass bloße Standort-
verlagerungen von Unternehmen nicht 
mehr mit europäischen Geldern ge-
fördert werden. Mit Erfolg. Aus diesem 
Grund arbeiten wir daran, die Bemes-
sungsgrundlage bei der Besteuerung 
von Unternehmen europaweit zu ver-
einheitlichen. 
 
Die Menschen in Frankreich haben die 
EU-Verfassung mehrheitlich abge-
lehnt, weil sie sich mit ihren Ängsten 
von Europa allein gelassen fühlen. […] 
Die Ängste sind groß, auch bei uns in 
Deutschland. Die Me nschen erwarten 
zu Recht, dass sie von der Politik nicht 
im Stich gelassen werden, wenn sie 
ihre Jobs verlieren, weil die Arbeiter in 
China zu einem Bruchteil ihres Lohnes 
produzieren. […]  
 
Das Soziale Europa wird ein Schwer-
punktthema unserer Ratspräsident-
schaft im ersten Halbjahr 2007 sein. 
Wenn Europa die Globalisierung aktiv 
und sozial gestalten soll, müssen wir 
sagen, wie wir das anstellen wollen. 
Nur so kann Europa bei den Bürgerin-
nen und Bürgern Vertrauen und 
Glaubwürdigkeit wiedergewinnen. Nur 
so werden wir unseren "European 
Way of Life" - wie der amerikanische 
Ökonom Jeremy Rifkin unser europäi-
sches Gesellschaftsmodell genannt 
hat - auch in Zeiten der Globalisierung 
weiterführen können. 
 

 

 

Keine EU-Gelder für  

Standortverlagerungen  

 

Mit Beginn dieses Jahres hat eine 

neue Förderperiode bei den EU-

Strukturfonds begonnen. Von 2007 

bis 2013 fließen insgesamt über 300 

Milliarden Euro an strukturschwache 

Regionen in der ganzen EU. Ein Groß-

teil der Gelder kommt den ärmsten 

Gebieten in den mittel- und osteuro-

päischen EU-Mitgliedsstaaten zugute. 

Für die SPD ist es ein Gebot der Soli-

darität und der Ver nunft, diese Regio-

nen in ihrem Aufholprozess zu unter-

stützen. Aber auch  die ostdeutschen 

Länder werden weiterhin von europäi-

scher Förderung profitieren. 
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Dem Start der neuen EU-För-

derperiode gingen lange und zähe 

Verhandlungen zwischen den EU-

Staaten und der EU-Kommission vor-

aus. Bereits in der vergangenen 

Wahlperiode habe ich darauf gedrun-

gen, dass sich auch die SPD-

Bundestagsfraktion in die Debatte 

einbringt. Unter meiner Federführung 

hat eine Gruppe von SPD-

Abgeordneten ein "Fraktionsinternes 

Informations- und Diskussionspapier 

zur EU-Regionalpolitik nach 2006" er-

arbeitet. Darin haben wir u.a. gefor-

dert, dass die neue Förderung so aus-

gestaltet wird, da ss wir als größter 

Nettozahler der EU keinen unfairen 

Standort- und Steuerwettbewerb ge-

gen uns selbst finanzieren. 

 

 

 

Wir konnten erreichen, dass von nun 

an definitiv ausge schlossen ist, dass 

reine Standortverlagerungen von Un-

ternehmen mit EU-Geldern gefördert 

werden.  

 

Auch mit einer zweiten Forderung hat-

ten wir Erfolg: die Gelder für die 

grenzüberschreitende Zusammenar-

beit von Regionen werden auch wei-

terhin an den alten Grenzen innerhalb 

der EU eingesetzt werden können und 

nicht nur an den neuen Binnengren-

zen zu den mittel- und osteuropäi-

schen Ländern. Das bedeutet für un-

sere Region, dass die EUREGIO auch 

in 2007 und darüber hinaus Förder-

gelder erhalten wird.  

 

 

NOZ 15.05.06 – o.S. 



 Dokumentation  

 

DR. MARTIN SCHWANHOLZ, MDB 14
 

 

 

Das "Forum Europa" der 

SPD Weser-Ems 

 

 

 

Es liegt mir sehr am Herzen, meine 

Arbeit für Europa nicht nur auf Berlin 

zu konzentrieren. Als Vorsitzender des 

Bezirksforums "Europa" der SPD We-

ser-Ems habe ich die gute Gelegen-

heit, auch in der Region das Thema 

Europa politisch voran zu treiben. 

 

In unseren Sitzungen behandeln wir 

die vielfältigsten Themen. So haben 

wir die Europäisch en Strukturfonds 

und die Lissabon-Strategie ebenso 

behandelt wie die Neuregelung des 

Energiewirtschaftsrechts, das SPE-

Papier zur Industriepolitik und die 

Dienstleistungsrichtlinie. Wichtige 

Themen waren natürlich auch die Ver-

fassung für Europa und deren Ratifi-

zierungsprozess sowie die Deutsche 

Ratspräsidentschaft.  

 

 

 

Bei unseren Besuchen in der Georgs-

marienhütte GmbH und der Hafenbe-

triebsgesellschaft Wilhelmshaven GmbH 

haben wir uns vor Ort ein Bild machen 

können von den konkreten Auswir-

kungen der europäischen Gesetzge-

bung auf lokaler Ebene.  

 

Ganz aktuell habe ich dem Bezirksfo-

rum vorgeschlagen, dass wir uns mit 

einem eigenen Antrag an den Bezirks-

parteitag an der Diskussion über das 

Neue SPD-Grundsatzprogramm betei-

ligen.  

 

 

Die Europapolitische Kom-

mission beim Parteivorstand 

 

Im April 2006 bin ich in die europapo-

litische Kommission des Parteivor-

standes der SPD berufen worden. Ich 

vertrete dort den SPD-Landesverband 

Niedersachsen.  

 

Der Kommission gehören Abgeordnete 

aus dem Europäischen Parlament, 

dem Bundestag und aus Landtagen 

sowie weitere Europa-Experten an. 

Wir erarbeiten dort seit einem Jahr die 

europapolitischen Gr undsatzpositionen 

der SPD für unser Neues Grundsatz-

programm, das der SPD-Bundespar-

teitag Ende Oktober dieses Jahres in 

Hamburg beschließen wird. 
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Die SPD im  

21. Jahrhundert 
 

"Wer Bewahrenswertes erhalten will, 

muss verändern." So steht es im 

Grundsatzprogramm der SPD aus dem 

Jahr 1989. Dieses Grundsatzpro-

gramm erneuern wir. Als wir Ende der 

80er Jahre an unserem aktuellen 

Grundsatzprogramm arbeiteten, ahnte 

noch niemand etwas von der Wieder-

vereinigung. Vom Ende des Kalten 

Krieges. Von einem geeinten Europa 

mit 27 Mitgliedsstaaten, mit fast 460 

Millionen Menschen, das seinen Be-

wohnern nie geahnte Einheit und 

Frieden schenken würde. Ebenso 

konnten wir uns nicht vorstellen, wie 

sehr die Globalisierung unser Leben 

beeinflussen würde, sowohl in gesell-

schaftlicher, vor allem aber in wirt-

schaftlicher Hinsicht.  

 

Was aber wollen wir bewahren? Und 

was müssen wir verändern, um es 

bewahren zu können? Diese Fragen 

beschäftigen uns seit langem. Ich 

meine, unsere sozialdemokratischen 

Grundwerte – nämlich Freiheit, Ge-

rechtigkeit und Solidarität – haben 

angesichts der neuen Herausforde-

rungen nichts an ihrer Aktualität ver-

loren. Die wichtigen Themen liegen 

auf der Hand: In was für einer Gesell-

schaft wollen wir in Zukunft leben? 

Wie kann Politik den Prozess der Glo-

balisierung sozial gerecht gestalten? 

Wie können wir hohen Wohlstand für 

alle ermöglichen und gleichzeitig die 

globalen ökologisch en Risiken bewäl-

tigen? Welche neuen Chancen und Si-

cherheiten brauchen wir in einer Zeit 

stürmischer Veränderung? 

 

Damit wir Sozialdemokratinnen und 

Sozialdemokraten aus der Region Os-

nabrück unsere Mei-

nung zu diesen und 

anderen Fragen direkt 

und frühzeitig be-

sprechen konnten, lud 

ich unseren General-

sekretär Hubertus Heil 

ein. Am 12. Juli 2006 

diskutierten wir in der 

voll besetzten Stadthalle unser Neues 

Grundsatzprogramm und die Zukunft 

der Sozialen Demokratie.  
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Europa in der SPD 
 

Im Zentrum meines Engagements für 

ein Neues Grundsatzprogramm steht 

natürlich mein politisches Spezialge-

biet Europa. Ich habe vorgeschlagen, 

dass sich das Bezirksforum Europa 

der SPD Weser-Ems mit einem eige-

nen Antrag an der Diskussion über 

das Grundsatzprogramm beteiligt. 

 

Mein Hauptanliegen dabei ist ein star-

kes soziales Europa. Europa als sozia-

len Raum zu sichern und zu entwi-

ckeln, ist eine der großen Herausfor-

derungen unserer Zeit. Dass Europa 

sozialer werden muss, steht fest. Das 

zeigen die von den Bürgerinnen und 

Bürgern in Frankreich und den Nieder-

landen abgelehnte EU-Verfassung und 

die harten Auseinandersetzungen über 

die EU-Dienstleistungsrichtlinie.  

 

Für das Europa-Kapitel im neuen 

Grundsatzprogramm der SPD habe ich 

mich mit folgenden Vorschlägen in die 

Debatte im Bezirk Weser-Ems und in 

Berlin eingeschaltet: 

 

�„  Wir sollten unser Ziel der Ver-

einigten Staaten von Europa 

beibehalten. 

 

Die Vision der Vereinigten Staaten 

von Europa haben Sozialdemokratin-

nen und Sozialdemokraten weitsichtig 

und mutig bereits im Heidelberger 

Programm von 1925 formuliert. Die 

SPD als erste deutsche Europapartei 

muss wieder zur treibenden Kraft eu-

ropäischer Integration werden. Die EU 

als historisch einzigartiger und bei-

spiellos erfolgreicher Zusammen-

schluss von Staaten zeigt den einzig 

Erfolg versprechenden Weg auf, Glo-

balisierung zu gestalten. D.h. für uns 

Europa als einen Raum zu entwickeln, 

der sich an den ze ntralen sozialdemo-

kratischen Werten orientiert: Freiheit, 

Gerechtigkeit und Solidarität. 

 

�„  Die europäischen Staaten soll-

ten untereinander einen ver-

bindlichen Sozialen Stabili-

tätspakt schließen. 

 

Für ein starkes soziales Europa brau-

chen wir moderne, leistungsfähige 

und vorsorgende Wohlfahrtstaaten 

statt eines sozialen Unterbietungs-

wettlaufs. Der Sozial e Stabilitätspakt 

soll den Anteil der Sozialausgaben in 

Abhängigkeit von der wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit der Staaten festle-

gen. So führt steigender nationaler 

Wohlstand zu sozialem Fortschritt in 

allen EU-Staaten, v.a. in den wirt-

schaftlich schwächeren Ländern Mit-

tel- und Osteuropas. Solidarität und 

Zusammenhalt innerhalb der EU kön-

nen wir nur dann gewährleisten, wenn 

auch in den wirtschaftlich schwäche-
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ren mittel- und osteuropäischen Län-

dern die Löhne steigen und sich sozia-

le Standards verbessern. Sozialen 

Fortschritt in ganz Europa können wir 

nur erreichen, wenn alle Staaten sich 

auf dieses Ziel verpflichten.  

 

�„  Jede Bürgerin und jeder Bür-

ger Europas soll die Möglich-

keit haben, in jedem Land der 

EU zu arbeiten und zu leben, 

ohne dass dadurch soziale 

Rechte und die soziale Absi-

cherung eingeschränkt wer-

den. 

 

Arbeitnehmerfreizügi gkeit und Nieder-

lassungsfreiheit sind herausragende 

Errungenschaften der europäischen 

Einigung. Diese Grundfreiheiten wur-

den bereits in den Gründungsverträ-

gen von 1957 festgeschrieben.  Es ist 

die Pflicht europäischer und nationaler 

Politik, den Menschen innerhalb der 

EU Mobilität zu ermöglichen, ohne 

dass ihre sozialen Rechte und ihre so-

ziale Absicherung dadurch einge-

schränkt werden. Die Rahmenbedin-

gungen dafür müssen dringend ver-

bessert werden 

 

�„  Wir wollen Existenz sichernde 

Einkommen für alle Beschäf-

tigten in Europa.  

 

Unser Ziel sind au skömmliche, gesi-

cherte Einkommen fü r alle Beschäftig-

ten in Europa. Wer in Vollzeit arbeitet, 

soll damit auch seinen Lebensunter-

halt bestreiten können, ohne auf zu-

sätzliche staatliche Unterstützung an-

gewiesen zu sein.  

 

Von den 27 EU-Mitgliedsstaaten ver-

fügen bereits 20 Staaten über Min-

destlöhne, einige davon seit vielen 

Jahrzehnten. Deutschland ist eines 

der wenigen Länder, in denen die De-

batte über Mindestlöhne erst in den 

letzten Jahren an Dynamik gewonnen 

hat. 
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Für Existenzsichernde 

Einkommen  
 

Rund 2,5 Millionen Vollzeitbeschäftigte 

arbeiten in Deutschland für Löhne, die 

weniger als 50% des Durchschnitts-

lohnes betragen. In der Wissenschaft 

werden solche Löhne als Armutslöhne 

bezeichnet. 

 

Niedriglöhne verfestigen Armut und 

sind nicht nur ein Problem von Unge-

lernten. Im Gegenteil: 60% der Be-

schäftigten im Niedriglohnsektor ver-

fügen über eine abgeschlossene Be-

rufsausbildung.  

 

In Deutschland werden die Arbeitsbe-

dingungen von den Tarifparteien im 

Rahmen der Tarifautonomie gestaltet. 

Dies hat sich bewährt. Gleichwohl gibt 

es aber immer häufiger so genannte 

prekäre Beschäftigungsverhältnisse, 

die sich durch ein unannehmbares 

Einkommensniveau auszeichnen: Mitt-

lerweile gibt es in mehr als 130 Tarif-

bereichen Tariflö hne, deren Brutto-

stundenlohn im Bereich von drei bis 

sechs Euro liegt. 

 

Das Thema "Existenzsichernde Löhne" 

beschäftigt uns in der SPD-Bundes-

tagsfraktion seit langem. Im Februar 

2006 wurde dazu eine Projektarbeits-

gruppe eingesetzt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im März 2006 hatte ich alle Genossin-

nen und Genossen in Stadt und Land-

kreis Osnabrück zu einer Podiumsdis-

kussion "Niedriglohnsektor, Min-

destlohn, Freibetragsmodell – 

Perspektiven für den Arbeitsmarkt 

der Zukunft?"  ins Gasthaus Thies in 

Gaste eingeladen. Wi r waren mehr als 

200 Teilnehmerinnen und Teilnehmer! 

Eure Bewertungen und  Positionen, die 

ich dort sammeln konnte, waren und 

sind für meine Arbeit in Berlin sehr 

wertvoll und hilfreich. 

 

So haben wir in der AG "Existenzsi-

chernde Löhne"  in Berlin die beste-

henden Maßnahmen zur Lohnergän-

zung systematisch dargestellt und in 

ihrer Wirkung bewertet sowie die 

Themen Mindestlohn, Entsendegesetz 
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und die Auswirkungen der EU-

Dienstleistungsrichtlinie berücksich-

tigt. 

 

Im Dezember 2006 haben wir das 

Konzept "Bonus für Arbeit"  – eine 

Steuergutschrift zur Senkung der So-

zialversicherungsbeiträge für Gering-

verdiener – beschlossen und der Öf-

fentlichkeit vorgestellt: Wer wenig 

verdient soll einen staatlichen Lohn-

zuschuss zu seinen  Sozialbeiträgen 

erhalten. 

 

Der SPD-Parteivorstand hat im Januar 

2007 in seiner "Bremer Erklärung" 

dieses Konzept aufgenommen. 

 

 

 

 

 

Gerechte Löhne sind ein Ausdruck der 

Anerkennung guter Leistungen der 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

Lohndrückerei dagegen verletzt einen 

wichtigen Grundwert unserer sozialen 

und demokratischen Ordnung: die 

Würde des Menschen und seiner Ar-

beit. 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozial-

demokraten wollen gerechte Löhne für 

gute Arbeit. Weil die Tarifpartner dies 

allein nicht mehr schaffen, gilt: 

Deutschland braucht Mindestlöhne! 

Dieses Ziel müssen wir gegen den Wi-

derstand bei großen Teilen von 

CDU/CSU und der Arbeitgeber errei-

chen. 

 

Der SPD-Parteivorstand hat deshalb 

die Kampagne "Gerechter Lohn für 

gute Arbeit. Mindes tlöhne jetzt!" ge-

startet. Wichtiger Bestandteil dieser 

Kampagne ist eine bundesweite Un-

terschriftenaktion zum Aufruf "Politik 

für Gute Arbeit – Deutschland braucht 

Mindestlöhne".  

 

Auch wir in Stadt und Landkreis 

Osnabrück wollen so viele Unter-

schriften wie möglich sammeln.   

 

Begleitend zu der vom Willy-Brandt-

Haus gestarteten Kampagne habe ich 

eine eigenständige Aktion zur Unter-

stützung der Arbeit der 67 Ortsverei-

ne in Stadt und Landkreis Osnabrück 

gestartet.  

 

Neben einer Power-Point-Präsentation 

findet ihr dort einen Überblick zu Min-

destlöhnen in der Europäischen Union, 

Erfahrungen mit Mindestlöhnen in 

Frankreich, Großbritannien, USA so-

wie weiterführende Literatur und 

Links. 
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Energieversorgung 

der Zukunft 
 

Deutschland ist auf eine sichere, wirt-

schaftliche und umweltverträgliche 

Energieversorgung angewiesen. Die 

weltweit schnell wachsende Energie-

nachfrage führt zu steigenden Ener-

gie- und Strompreisen. Diese belasten 

die Privathaushalte und machen vor 

allem energieintensiven Unternehmen 

im weltweiten Wettbewerb zu schaf-

fen.  

 

Darüber hinaus ist Deutschland in ho-

hem Maße von Energieimporten ab-

hängig, Öl und Gas beziehen wir aus 

wenigen – politisch teilweise instabi-

len – Förderregionen. Der weltweit 

wachsende Energieverbrauch führt 

zudem auch zu einer Zunahme der 

Emissionen von Tr eibhausgasen. Die 

damit einhergehende  Erwärmung der 

Atmosphäre erhöht die Wahrschein-

lichkeit drastischer Folgen für Mensch 

und Natur. Erforderlich ist ein Ge-

samtkonzept, das Versorgungssicher-

heit, tragbare Energiekosten sowie 

wirksamen Klimaschutz in effizienter 

Weise miteinander verknüpft und eine 

Richtung für die anstehenden Investi-

tionen in unsere Energieversorgung 

vorgibt. 

 

Um über die Zukunft der Energiever-

sorgung in Deutschland zu diskutie-

ren, hatte ich Bundesumweltminis-

ter Sigmar Gabriel  im Juli 2006 

nach Osnabrück eingeladen.  
 

 

 
 

 

Thema im Expertengespräch war zum 

einen die Energi eversorgung aus 

kommunaler Sicht, wobei der Vor-

standsvorsitzende der Stadtwerke, 

Manfred Hülsmann, und Boris Pistori-

us klar stellten, dass man zwar global 

denken, aber lokal handeln müsse. 

Wilhelm Robben, Geschäftsführer der 

Georgsmarienhütte GmbH und Ernst 

Schwanhold, Leiter des BASF-Kompe-

tenzzentrums Umwelt, Energie und 

Sicherheit, gaben ihre Eindrücke aus 

Sicht der Energieversorger und der 

Energie-Großverbraucher wieder. Das 

einhellige Fazit des Abends lautete: 

"Versöhnung von Ökonomie und Öko-

logie bedeutet, dass der Schornstein 

raucht, aber nicht qualmt." 

 



 Dokumentation  

 

DR. MARTIN SCHWANHOLZ, MDB 21
 

 

 

Gesundheitsexpertin 

in Osnabrück  

 

Am 27. Oktober 2006 wurde der von 

der Bundesregierung beschlossene 

Entwurf zur Gesundheitsreform im 

Deutschen Bundestag eingebracht.  
 

 

Am gleichen Tag 

war die gesund-

heitspolitische 

Sprecherin der 

SPD-Bundestags-

fraktion, Dr. Carola 

Reimann, in Osna-

brück, um diesen 

Entwurf mit uns zu 

diskutieren. 
 

 

 

200 Genossinnen und Genossen aus 

Stadt und Landkreis Osnabrück folg-

ten meiner Einladung in die Stadthal-

le, um mit unserer Gesundheitsexper-

tin die Möglichkeiten und Grenzen der 

Reform zu erörtern, insbesondere aus 

Sicht der Patientinnen und Patienten. 

 

Zuvor waren über 100 regionale Ver-

treter des Gesundheitswesens, von 

Ärztekammer, Kassenärztlicher Verei-

nigung, Apothekerkammer, Gesetzli-

chen und Privaten Krankenkassen, 

Krankenhäusern und Wohlfahrtsver-

bänden, zusammen gekommen, um 

Dr. Carola Reimann und mir ihre Posi-

tionen und Bewertungen des Entwurfs 

vorzutragen.  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Besuch bei der IG 

Metall in GMhütte 
 

Im Dezember 2006 habe ich gern die 

Einladung der IG Metall nach Georgs-

marienhütte angenommen, die Hin-

tergründe der schwierigen Entschei-

dung zum Maßnahmenpaket "Rente 

ab 67 / Verbesserung der Beschäfti-

gungschancen Älterer" zu erläutern 

und zu diskutieren. 

 

Die Belegschaft der Georgsmarienhütte 

GmbH war insbesondere daran interes-

siert, die Auswirkungen aus betriebli-

cher Sicht zu erörtern. Zusammen mit 

Arbeitsdirektor Dr. Klaus Lang entwi-

ckelte sich eine fr uchtbare Diskussion, 

in der es ebenso um flexible Al-

tersteilzeitmodelle ging wie um die 

gesamtgesellschaftlichen Auswirkun-

gen des demografischen Wandels. 
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Abzug der Briten 
 

Eines der wichtigste n Themen, das die 

Stadt Osnabrück in den kommenden 

Jahren beschäftigen wird, ist der Ab-

zug der in Osnabrück stationierten 

britischen Streitkräfte und insbeson-

dere die Konsequenz en, die sich dar-

aus für die Zivilbesch äftigten ergeben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Am 15. Juni 2006 besuchte ich mit 

Bundesfinanzminister Peer Steinbrück 

die Britische Quebec-Kaserne.  

 

Peer Steinbrück, in  dessen Zuständig-

keitsbereich sowohl die Liegenschaf-

ten der in Deutschland stationierten 

Streitkräfte als auch arbeits-, tarif- 

und sozialversicherungsrechtliche An-

gelegenheiten der bei den ausländi-

schen Streitkräften beschäftigten Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

fallen, konnte sich vor Ort ein direktes 

Bild machen. Bei dem Gespräch ging 

es sowohl um die Zukunft der Zivilbe-

schäftigten als auch um die zukünftige 

Nutzung des Kasernengeländes.  

 

Des Weiteren konnte ich auf Arbeits-

ebene Kontakte hers tellen zwischen 

den für die Konversion zuständigen 

Kollegen im Bundestag, den Arbeit-

nehmervertretern, den Liegenschafts-

verwaltungen und den zuständigen 

Stellen in Osnabrück. Daraus ergaben 

und ergeben sich weiterführende ziel-

orientierte Gespräche, die die Situati-

on für die Betroffenen verbessern hel-

fen.  

 

 

Metropolregion 
 

Das Gebiet um und zwischen Osna-

brück, Münster und Bielefeld zählt zu 

den bedeutendsten Wachstumsräu-

men außerhalb der großen Metropol-

zentren in Deutschland. Vor dem Hin-

tergrund des sich verschärfenden 

Standortwettbewerbs und der ver-

stärkten Ausrichtung der Förderpolitik 

von Ländern, Bund und Europa auf 

Innovationen und Wachstumskerne 

lassen sich durch die Schaffung einer 

Metropolregion die in diesen Städten 

und Kreisen vorhandenen Potentiale 

zum gegenseitigen Vorteil bündeln 

und ausbauen. 
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Dabei geht es um die Stärkung der 

Innovations- und Wettbewerbsfähig-

keit der regionalen Wirtschaft und ein 

verbessertes Stando rtmarketing, eine 

engere Verflechtung der Verkehrs- 

und Kommunikationswege und die 

Förderung und Vernetzung von Zent-

ren der Wissenschaft, Bildung und 

Kultur.  

 

 

 

 

Um die Chancen einer künftigen Met-

ropolregion parteiübergreifend zu be-

sprechen, finden die verschiedensten 

Aktivitäten statt. So organisierte ich 

u.a. im Reichstagsgebäude ein Ge-

spräch zwischen unserem Oberbür-

germeister Boris Pistorius und allen 

Bundestagsabgeordneten aus der Re-

gion zwischen Osnabrück, Münster 

und Bielefeld. So konnten wir das In-

teresse an der Sache bei den Kolle-

ginnen und Kollegen wecken und uns 

die notwendige Unters tützung sichern.  

 

 

 

Die Friedensstadt 
 

Die Friedensstadt Osnabrück ist weit 

über die Grenzen bekannt. Die Osna-

brücker Friedenskultur wird durch ei-

ne Vielzahl verschiedenster Einrich-

tungen und Veranstaltungen de-

monstriert, die ich in meiner Arbeit in 

Berlin stets unterstütze.  

 

Seien es prominente Gastredner für 

die Osnabrücker Friedensgespräche, 

die ich vermitteln kann, seien es Mit-

tel für die Deutsche Stiftung Friedens-

forschung, Unterstützung des Kinder-

hilfswerks "terre des hommes" oder 

das Unabhängige FilmFest, für die ich 

in Berlin kämpfe. Die Friedensstadt 

Osnabrück profitiert hier in Berlin von 

ihrem hervorragenden Ruf.  
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Steinbrück zu Besuch 
 

Am 15. Juni 2006 war unser Bundes-

finanzminister Peer  Steinbrück Gast-

redner beim traditionellen Unterneh-

mergespräch der Georgsmarienhütter 

SPD-Fraktion, um mit lokalen Vertre-

terinnen und Vertretern aus Wirt-

schaft und Politik zu diskutieren.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auch ein Gespräch mit der Geschäfts-

führung der Firma Hellmann stand auf 

dem Programm: Thema war hier das 

Besteuerungsverfahren bei der Ein-

fuhrumsatzsteuer. 

 

Duin im Gespräch 

 

Kultur spielt eine tragende und wich-

tige Rolle für und in Osnabrück. Um 

Einschätzungen und Ansichten der 

Kulturszene zu hören und um Anre-

gungen aufzunehmen, lud ich unseren 

Landesvorsitzenden Garrelt Duin im 

Sommer 2006 ein zu einem Gespräch 

mit Boris Pistorius und einer großen  

 

Runde von Vertretern freier und insti-

tutioneller Kulturträger aus Osna-

brück.  

 

 

 

 

Struck auf Stippvisite 
Trotz seines vollen Terminkalenders 

nahm sich der Vorsitzende der SPD-

Bundestagsfraktion Dr. Peter Struck 

am Vortag der Kommunalwahl 2006 

die Zeit, meiner Einladung nach Os-

nabrück zu folgen, um uns im Wahl-

kampf im Gespräch mit den Bürgerin-

nen und Bürgern auf der Straße zu 

unterstützen.  
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Zu Besuch in Berlin 
 

Über 2.000 Menschen aus Stadt und 

Landkreis Osnabrück haben mich be-

reits in dieser Legislaturperiode in 

Berlin besucht:  

 

Schulklassen, die di e Arbeitsweise des 

Deutschen Bundestages aus erster 

Hand kennen lernen wollen, Sportver-

eine, die ihren Mitgliedern die Haupt-

stadt zeigen möchten, SPD-Orts-

vereine, die die Arbeit der SPD-

Bundestagsfraktion erleben möchten, 

Studentinnen und Studenten, die die 

Rolle von Nicht-Regierungs-Organisa-

tionen untersuchen oder Ehepaare, 

die den Reichstag von innen besichti-

gen möchten. 

 

 

 

 

Darüber hinaus stehen mir vom Bun-

despresseamt pro Jahr zwei Fahrten 

für jeweils 50 Personen zur Verfü-

gung. Ihr wisst selbst aus eigener Er-

fahrung, wie heiß be gehrt diese Plätze 

sind. Deshalb freue ich mich umso 

mehr, dass ich wegen meines hinzu-

gekommen Betreuungswahlkreises 

nach zähem Ringen mit der Fraktions-

führung im letzten Jahr eine dritte 

Fahrt für die Menschen aus dem 

Landkreis Osnabrück anbieten konnte.  

 

 

 

 

Die Gespräche mit den Besucherinnen 

und Besuchern im Reichstag sind bei 

allen Besuchen ein wichtiger Pro-

grammpunkt. Das "Raumschiff Berlin" 

von Nahem zu betrachten und sich 

auch einmal auf den Stuhl des Vize-

kanzlers im Fraktionssaal zu setzen, 

das sind Erfahrungen, die das Ver-

ständnis für "das, was in Berlin pas-

siert" erweitern helfen.  

 

Wenn ihr mich besuchen möchtet, so 

könnt ihr euch jederzeit an mich wen-

den. Ich organisiere gern einen Be-

such im Reichstag und helfe bei euren 

Planungen! 
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Ein Tag im Leben  

eines Bundestags- 

abgeordneten 

 

Es ist Freitagmittag. Am Ende einer 

Sitzungswoche sind die letzten Stun-

den in der Bundeshauptstadt genau 

kalkuliert. Während die Debatte im 

Plenum läuft, arbeitet das Büro des 

Bundestagsabgeordneten Dr. Martin 

Schwanholz Unter den Linden 50 ,  

nahe dem Brandenburger Tor, auf 

Hochtouren. In zwei Stunden fährt der 

Zug vom Berliner Hauptbahnhof in 

Richtung Wahlkreis 39. 

 

 

 

Schwanholz ist bereits seit 7.30 Uhr 

unterwegs. Mit dem Fahrdienst vom 

Einraumappartement in der Joachim-

Karnatz-Allee, de m Spreebogen zwi-

schen Kanzleramt und Goldelse, Rich-

tung Paul-Löbe-Haus. Hier finden die 

Europa-Ausschusssitzungen  statt. 

Als ordentliches Mitglied muss 

Schwanholz heute Morgen eine skan-

dinavische Delegati on begrüßen. Die 

angereisten Arbeitsmarktexperten be-

richten über ihre Erfahrungen und die 

Praxis der Politiken im Norden Europas.  
 

 

 

 

Betreffend der Arbeitslosenquote 

könnte Deutschland von ihnen lernen, 

darum wird heute darüber diskutiert, 

warum das skandinavische Wohl-

fahrtsmodell von Deutschland nicht 

schlicht übernommen werden kann. 

Die Arbeitsmarktpolitik ist eines von 

zahlreichen Gebieten auf dem sich der 

46-Jährige auskennen muss. 

 

Bevor Dänen, Schweden und Finnen 

zum Sightseeing aufbrechen, verab-

schiedet sich der deutsche Abgeord-

nete und eilt rüber in die Deutsche  

Parlamentarische 

Gesellschaft . Der 

historische Stein-

bau mit schweren 

Türen und rotem 

Teppich ist der 

Nachbar des 

Reichstages. Alle 

Mitglieder des Deutschen Bundestages 
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treffen sich hier regelmäßig in Sälen, 

die nach Bundesländern benannt sind. 

Im Raum Niedersachsen wartet be-

reits der Vorsitzende der Industriege-

werkschaft Bergbau, Chemie und E-

nergie auf den Osnabrücker Abgeord-

neten. Eine halbe Stunde bleibt 

Schwanholz für Terminabsprachen 

und Mittagessen. Dann geht es weiter 

- zur nächsten Abstimmung in den 

Reichstag. 

 

Vera Heitmann, die Leiterin des Berli-

ner Büros, bereitet jetzt die Unterla-

gen für die Termine am Wochenende 

in der Region Osnabrück vor. Die 

kommenden zwei 

Tage sind prall ge-

füllt mit Terminen. 

Aus Erfahrung weiß 

die 34-jährige Poli-

tologin, dass es heute schnell gehen 

muss. Im Zusammenspiel von organi-

satorischer und inhaltlicher Arbeit dür-

fen keine Fehler pa ssieren. Die wichti-

gen Informationen müssen rechtzeitig 

in der Terminmappe stecken. Das ist 

ihr Job. 

 

Schwanholz betritt das Büro. Endlich 

gibt es gute Nach richten: Franz Mün-

tefering hat einen Ministertermin im 

Wahlkreis bestätigt. Er kommt nach 

Osnabrück. Wenn der Bürger über 

leere Sitze im Plenarsaal des 

Reichstags schimpft, übersieht er, 

dass Politik hinter den Kulissen ge-

macht wird.  

 

Vor zwei Wochen hat Schwanholz am 

Rande des Plenums zw ischen zwei Ab-

stimmungen mit dem Vizekanzler ge-

sprochen. 

 

Als der Volksvertreter Schwanholz den 

Hauptbahnhof erreicht und in den IC 

2444 steigt, schließen sich die Türen 

und der Zug rollt an. Drei Stunden 20 

trennen ihn noch von zuhause. Diese 

Zeit wird er nutzen, um den Abend-

termin vorzubereiten. Auch auf dieser 

Fahrt wird das Mobiltelefon nicht still-

stehen. Auch auf dieser Fahrt werden 

politische Diskussion en geführt. Denn 

Politik in Berlin zu machen, das ist 

mehr als nur im Plenarsaal zu sitzen. 

 
Autorin: Johanna Stratmann, ehema-
lige Praktikantin im Berliner Büro von 
Dr. Martin Schwanholz 
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Zu guter Letzt 
 

Mein herzlichster Dank gilt an dieser 

Stelle meinen Mitarbeiterinnen in Os-

nabrück und Berlin. Ohne eure tat-

kräftige Unterstützung und Hilfe wäre 

ich wahrlich aufgeschmissen. 

Ebenfalls danken möchte ich allen 

Helferinnen und Helfern in den Orts-

vereinen und Arbeitsgemeinschaften 

und insbesondere Olaf Abdinghoff-

Feldkemper, Gerd Groskurt und Ilse 

Diekbreder in der Geschäftsstelle für 

euren täglichen Einsatz. Ich freue 

mich sehr darauf, unsere hervorra-

gende Zusammenarbeit auch in den 

nächsten Jahren fortzusetzen. 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kontakt 
 

Habt Ihr Fragen, Anregungen oder 

Wünsche, so meldet Euch bei mir, wir 

sind erreichbar unter: 

 

Büro Osnabrück 

Große Gildewart 11  

49074 Osnabrück 

Tel.:  (0541) 202 390 73 

Fax:  (0541) 350 20 08 

Mail:  martin.schwanholz@wk.bundestag.de  

 

 

Deutscher Bundestag 

Platz der Republik 1  

11011 Berlin 

Tel.: (030) 227 700 77 

Fax:  (030) 227 760 54 

Mail: martin.schwanholz@bundestag.de  


